




Exemplar 
Amt tür Orts- und Regionalplanung 

Beilage zu ER-Vorlage Nr. 1501 

2/ D.R/ 12/0 

Quartierplanunq -Beim Steg- Allschwil 

Der Einwohnerrat Allschwil erlässt gestützt auf §§ 3 und 29 ff 
des kantonaleil Baugesetzes für das Gebiet "Beim Steg", zwischen - -~. 

Baselmi7ttweg und Bachgraben, Quartierplanvorschriften, bestehend 
~,p[S Quartierplan und Quartierplanreglement. 
Der Q:Uartierplan umfasst folgende Darstellungen: 

1. Situationsplan mit Umgebungsgestaltung 1:500 
2. Fassadenausschnitt 1:100 
3. Gebäudeprof il 1:100 
4. Modell 1:500 

Quartierplanreglement 

1. Geltungsbereich und Inhalt 

1.1 Die Quartierplanvorschriften finden Anwendung innerhalb des 
Quartierplanperimeters. 

Sie sind verbindlich für: 
Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 
Art und Mass der Nutzung des Quartierplangebietes und der 

Bauten 
Gestaltung der Freiflächen 
Lage, Grösse und Gestaltung der ober- und unterirdischen 

Verkehrsanlagen. 
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1.2 Im weiteren enthalten sie Bestimmungen zur Realisierung der 
Quartierplanung und legen fest, unter welchen Voraussetzungen 
der Regierungsrat die Quartierplanung genehmigen kann. 

1.3 Die Quartierplanvorschriften gelten auch für spätere Umbauten 
und Renovationen. 

1.4- F~r die Bau- und Strassenlinien sind der rechtsgültige Plan 
Baselmattweg und der Bachbaulinienplan Bachgraben massgebend. 

2. Lage und Grösse der Bauten 

2.1 Lage und Grösse der Bauten und Anlagen (inkl. Ein- und Aus­

fahrt der Einstellhalle) sind gemäss Quartierplan verbind-
1 ich. 

Es dürfen nur die im Quartierplan festgelegten oberirdischen 
Bauten erstellt werden. Unterirdisch dürfen der Ueberbauung 
dienende technische Hilfsanlagen wie Zivilschutzräume-, Heiz­
zentrale und dergleichen gebaut werden, selbst wenn sie im 
Quartierplan nicht eingezeichnet sind, jedoch nach aussen 
nicht in Erscheinung treten. Die unterirdische Auto-Ein­

stellhalle hat sich generell an die im Quartierplan eingetra­
gene Kontur zu halten; Abweichungen in Lage und Ausrnass sind 
nur mit Einverständnis des Gemeinderates möglich. 

2.2 Die Stellung der Bauten ist im Quartierplan festgelegt. 

Geringfügige und nicht auffallende Abweichungen vorn Quar­

tierplan bezüglich Grundfläche der Baukörper sind möglich. 

Sie bedürfen im Baubewilligungsverfahren der Zustimmung des 
Gemeinderates und der kantonalen Baudirektion. 

2.3 Die Wohnbauten umfassen vier Vollgeschosse und ein zusätzli­
ches, teilweise zurückgesetztes, Dachgeschoss. 

i 
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3. Vorschriften zur Gestaltung der Bauten 
3.1 Die Quartierplanung basiert auf einem dreiseitigen, nach 

Südwesten offenen Randüberbauungskonzept mit drei identischen 
Baukörpern. Gebäudedimensionen und -abstände, Dachform und 
Fassadengestaltung müssen dieser Zielsetzung Rechnung tragen. 

Die Symetrie der Bauten soll in der architektonischen Detail­
gestaltun4, in den Proportionen der Fassadengliederung, so-

.;. 

, w'ie in der Material- und Farbenwahl zum Ausdruck kommen. Die 
Zustimmung des Gemeinderates ist dazu erforderlich. 

3.2 Für die vier Vollgeschosse inklusive das zurückgesetzte Dach­
geschoss, gilt eine maximale Höhe von 14.00 m, gemessen ab 

3.3 

4. 

OK Fussboden Erdgeschoss bis OK Decke über Dachgeschoss. Die 
Höhen OK Boden der Erdgeschosse sind im Quartierplan durch 
Höhenkoten, bezogen auf einen Fixpunkt, festgelegt. Die Sok­
kelgeschosse betragen im Maximum 1.80 m über gewachsenem Ter­
rain. 

Für die Heizung und Warmwasseraufbereitung sind energiespa­
rende und umweltfreundliche Lösungen zu treffen. Es sind von 

der Bauherrschaft verschiedene Heiz- und Wärmerückgewinnungs­
systeme zu prüfen. Beim System-Entscheid steht der Gemeinde 
ein Mitspracherecht zu. 

Antennenanlagen 
4.1 Für das Areal der Quartierplanung ist nur eine Gemeinschafts­

antenne für Radio und Fernsehen zulässig. Ausladende Funkan­

tennen sowie Parabolspiegel sind nicht erlaubt. Sobald die 
Medienverkabelung der Gemeinde erstellt sein wird, ist die 
Ueberbauung gemäss einschlägigem Reglement daran anzuschlies­

sen (Verkabelung bis 1991 vorgesehen). 
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5. Art und Hass der Nutzung 
5.1 Sämtliche zu erstellenden Gebäude sind als reine Wohnbauten 

im Sinne der "Wohnzonen" (§ 16 Baugesetz) zu konzipieren und 
zu nutzen. 

5.2 Zur Nutzfläche werden gezählt: 

-" alle Flächen der Voll geschosse und des Dachgeschosses 
. -_einschl iessl ich Umfassungsmauern, Innenwände , Treppenhäu­

ser, Lift- und Leitungsschächte. 
Nicht zur Nutzfläche zählen: 

offene Wohnbalkone 

Im Sockelgeschoss: Bastelräume, allgemein benützbare 
Mieterräumlichkeiten wie Waschküchen, Trockenräume, Con­
tainerräume, Eingänge, Eingangshallen 
Reduit von max. 5 m2 pro Wohnung 
Liftüberfahrten 
Aussentreppen 
unterirdische Autoeinstellhalle 

gedeckte, offene Unterstände, welche ausschliesslich als 
Kinderspielplätze dienen. 
Im Dachgeschoss pro Block: 
4 Terrassen 
4 Pergolas, Grösse max. je 7.00 m2, 

4 Geräte-Reduits, Grosse max. je 5.00 m2. 

5.3 Die Gesamtnutzfläche ist im Quartierplan als Höchstmass ver­

bindlich eingetragen. Die bebaute Fläch'e ist kleiner als 1/4 
der gesamten Parzellenfläche zu halten. 

5.4 Das Mass der Nutzung errechnet sich aus der Bebauungsziffer 

und der für die ursprüngliche Zone 3 reglementierten Ge­
schosszahl und beträgt somit 75 %. Hierzu wird ein Zuschlag 
von 8 % relativ gewährt, ergebend total 81 %. Hieraus ergibt 

• 
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sich fOlgende Berechnung: 
Parzelle A 432 = 8'028.00 m2 
wovon Zone 3 = 7'357.00 m2 
und Zone 7 OeW = 671.00 m2 
Max. Nutzung 7'357.00 m2 x 0.81 = 5'959.17 m2. 

-~ parkierung 

6 .1 Pro 110 m2 anrechenbarer Nutzfläche ist ein Autoabstellplatz 
zu schaffen, mindestens jedoch einer pro Wohnung. 

6.2 Zusätzlich sind 6 oberirdische Besucherparkplätze zu erstel­
len und entsprechend zu bezeichnen. Besucherparkplätze dürfen 
weder fest vermietet noch dauernd belegt werden. 

6.3 Die verkehrstechnisch notwendigen Anlagen für Zu- und Weg­
fahrten sind auf privatem Grund und Boden anzulegen. 

6.4 Die unterirdische Autoeinstellhalle ist für die Bewohner der 
gesamten Ueberbauung innerhalb des Quartierplanperimeters 
bestimmt. Vermietung von Autoeinstellplätzen an Dritte ist 
nur gestattet, wenn der Parkierungsbedarf der Bewohner nach­
weisbar gedeckt ist. 

7. Gestaltung und Unterhalt der Freiflächen 
7.1 Die Freiflächen gliedern sich in allgemein zugängliche Wege, 

Plätze und Spielwiesen. 

7.2 Für das Anlegen des Wegnetzes sowie die Gestaltung der allge­

mein zugänglichen Freiflächen ist der Quartierplan verbind­
lich. Der bestehende Baumbestand bleibt erhalten, soweit er 

nicht die Baukörper tangiert. Im Rahmen des Baugesuches muss 
ein detaillierter Umgebungsplan eingereicht werden. 
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7.3 Das interne Wegnetz besteht aus zwei Kategorien von Wegen: 

Aus einem Erschliessungsweg, der auch als Zufahrt für Mö­
beltransporte- und für öffentliche Dienstfahrzeuge dient. 
Dieser ist mindestens 3.00 m breit und mit einem bis 5 t 

-
Raddruck belastbaren Unterbau zu erstellen und auf der 
ganzen Breite mit Pflastersteinen oder Verbundsteinen zu 
gestalten. 

Aus übrigen Wegen und Plätzen sowie aus dem Zugang zur 

Bachgraben-Promenade, welche dem reinen Fussgängerverkehr i 
dienen. Diese dürfen auch ohne festen Belag bzw. in ande-
ren geeigneten Materialien erstellt werden. 

Asphaltierte Flächen sind nur für die Zufahrt zu den Park­
plätzen und zur Einstellhalle, sowie für allfällige Hart­
plätze für Kinderspiele gestattet. 

7.4 Die Beleuchtung der Wege und Plätze hat nach einheitlichem 
Projekt zu erfolgen. 

7.5 Im Zuge der Erstellung der Aussenanlagen sind auch die Kin­
derspielplätze für Kleinkinder (KLK), Kinder (K) und Jugend­
liche (J) mit den dazugehörenden Geräten anzulegen und dau­
ernd zur Verfügung zu halten. Diese Anlagen sind im Umge­

bungsplan laut Ziffer 7.2 oben darzustellen. 

7.6 Der ordnungsgemässe Unterhalt und die Verwaltung der gemein­

samen Anlagen, der Freiflächen und der Entsorgungseinrichtun­
gen müssen klar geregelt und gewährleistet werden. Für die 
Abfallentsorgung sind Sammelbehälter für Materialien wie 
Glas, Metalle, Papier, Grünabfälle etc. bereit zu stellen. 



, 
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8. Voraussetzungen für die Genehmigung 
Die Genehmigung der Quartierplanvorschriften durch den Re­
gierungsrat setzt voraus, dass 

8.1 der Quartierplanvertrag von den beteiligten Grundeigentümern 
unterzeichnet und öffentlich beurkundet ist, 

8.2 die Dienstbarkeiten zugunsten der Gemeinde im Grundbuch 
eingetragen sind • 

9. Schlussbestimmungen 

9.1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplanvor­
schriften. Das Baubewilligungsverfahren gemäss §§ 22 und ff. 
der Vollziehungsverordnung zum Baugesetz bleibt vorbehalten. 

9.2 Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften stehen­
den früheren Vorschriften sind für das Gebiet innerhalb des 
Quartierplanperimeters aufgehoben. 

9.3 Die Quartierplanvorschriften treten mit der Genehmigung durch 
den Regierungsrat in Rechtskraft • 



- 8 -

10. Beschlüsse 

Gemeinde: 

Gemeinderat: 08.02.1989 . . . . . . . . . . . . . . . . 

E ' h t 10.05.1989 lnwo nerra : .............. . 

Plana uflage: 24.05.-23.06.1989 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

äsident-Stv. : 

Kanton: 

Vorn Regierungsrat des 
Kantons Basel-Landschaft 
genehmigt mit 

• 

Beschluss Nr. . ~.2;~q ......• 
1 7. "H- -",: "I vom •.••.••.. Ir ~ ~ •• I."; .. :~ ••••••• 

Der Land 

V\ .......... . 

• 
Publiziert im Amtsblatt 

Nr •• ~.2. .... vorn 1C;S.a.Ü.~ 


